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Entwurf eines Bundesgesetzes, 

mit dem das Bundesgesetz über 

die Umsetzung völkerrechtlicher 

Verpflichtungen zur sicheren 

Verwendung von Informationen 

(Informationssicherheitsgesetz) 

geändert wird, Begutachtung; 

Stellungnahme 

zu GZ: 2025-0.792.209  

  

 

Zu dem mit Schreiben vom 27. Mai 2026 übermittelten Entwurf eines Bundesgesetzes wird wie folgt 

Stellung genommen: 

 

Zu § 3 Abs. 2: 

 

Landes‑ und Gemeindebehörden sind von der Novelle in ihrer Zuständigkeit nicht unmittelbar be-

troffen. Soweit diese Behörden jedoch bundesseitig klassifizierte Informationen erhalten, fallen sie 

als „Dritte“ unter § 3 Abs. 2. Die Z 1 dieser Bestimmung setzt unter anderem voraus, dass die Tätig-

keit „im Auftrag einer Behörde“ erfolgt. Landes‑ oder Gemeindebehörden, die ihre Aufgaben in ei-

gener Kompetenz wahrnehmen, handeln jedoch nicht im Auftrag einer (anderen) Behörde.  

 

Es wird daher angeregt, zu präzisieren, auf welcher Rechtsgrundlage und unter welchen Vorausset-

zungen klassifizierte Informationen an Landes‑ und Gemeindebehörden, die in eigener Zuständigkeit 

handeln, übermittelt werden dürfen. 

 

Zu § 9: 

 

Diese Bestimmung regelt die gerichtliche Strafbarkeit bestimmter Handlungen (das Offenbaren und 

Verwerten von Informationen und das dadurch bewirkte Gefährden eines in § 2 Abs. 2 Z 1 genannten 

Interesses). Gegenüber der bisherigen Rechtslage wird der Strafrahmen von einer Freiheitsstrafe bis 

zu sechs Monaten oder einer Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen auf eine Freiheitsstrafe bis zu drei 
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Jahren erhöht. Die bisherigen Spezialtatbestände der intendierten Zuwendung eines Vermögens-

vorteiles oder Zufügung eines Nachteiles sowie die Offenbarung verfassungsgefährdender Tatsa-

chen (§ 9 Abs. 2 und 3 geltender Text) sollen entfallen. In den Erläuterungen wird dazu ausgeführt, 

dass die Terminologie bzw. die Strafdrohung des § 9 Abs. 1 an den § 310 des Strafgesetzbuches 

(StGB) angepasst wird. Eine weitere Begründung, bezogen auf die doch erhebliche Erhöhung des 

Strafrahmens, lässt sich den Erläuterungen nicht entnehmen. 

 

Nach der Judikatur des Verfassungsgerichtshofes kann die Sicherung der Einhaltung von Vorschrif-

ten eines Gesetzes und damit der Verwirklichung von dessen Zielen tatsächlich nur dann erreicht 

werden, wenn die für den Fall des rechtswidrigen Verhaltens vorgesehene Strafe derart empfindlich 

ist, dass ein in der Regel normgemäßes Verhalten durchgesetzt werden kann (vgl. VfSlg. 7967/1976, 

15.785/2000). Dabei hat der Verfassungsgerichtshof ausgesprochen, dass es nicht unsachlich ist, 

wenn sich die Strafhöhe vor allem am Strafzweck orientiert. 

 

Der Strafzweck war und ist im gegebenen Kontext die Sicherung der Geheimhaltung der klassifizier-

ten Informationen. Im Hinblick auf das allgemeine Sachlichkeitsgebot des Gleichheitsgrundsatzes 

wären jedoch in den Erläuterungen die Umstände darzustellen, die eine derartige Erhöhung des 

Strafrahmens geboten erscheinen lassen. Außerdem wären Ausführungen aufzunehmen, die darle-

gen, aus welchen Gründen die angeführten Sondertatbestände nicht mehr als erforderlich erachtet 

werden. 

 

 

Für den Landesamtsdirektor 

 

(elektronisch gefertigt) 

 

Mag. Erwin Streimelweger 

Senatsrat 

 

 

Ergeht an: 

1. Präsidium des Nationalrates 

2. alle Ämter der Landesregierungen 

3. Verbindungsstelle der Bundesländer 

4. MA 62 (zu GZ: MA62-795938-2026) 

mit dem Ersuchen um Weiterleitung 

an die einbezogenen Dienststellen 

5. MA 53 

zur Veröffentlichung auf der 

Stadt Wien-Website 
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